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Die BMW AG, im Folgenden Antragstellerin genannt, hat für das oben genannte Vorhaben 

die Planfeststellung beantragt. 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Verlängerung des bestehenden, von Osten 

kommenden bisherigen Stumpfgleises A und des nördlich davon liegenden Stumpfgleises B 

sowie den Anschluss neuer Weichen in das Streckengleis der Deutschen Bahn (DB) 5634 

Landshut Hauptbahnhof – Bayerisch Eisenstein am Westkopf des Werkes 2.40 der Antrag-

stellerin in Dingolfing. Das Werk befindet sich links, also nördlich der Strecke etwa bei Bahn-

km 27,44. Die bisherigen Abstellgleise A und B liegen außerhalb des Werksgeländes, links 

der Strecke 5634, in paralleler Lage von ca. Bahn-km 27,32 bis ca. Bahn-km 27,65 im West-

kopf des Bahnhofs Dingolfing, das Gleis A etwa 6,61 bis 8,14 m nördlich des Streckengleises 

und das Gleis B etwa 4,50 m nördlich des Gleises A. Die Verlängerung der Gleise, die eine 

neue gesamte Nutzlänge von jeweils etwa 839 m pro Gleis erhalten sollen, soll bei etwa 

Bahn-km 26,57 westlich der Brücke der Industriestraße über die Bahnlinie wieder an das 

Streckengleis der DB angeschlossen werden.  

Zusätzlich umfasst das Vorhaben ein neues Abstellgleis für die Abstellung von E-Loks und 

die mobile Instandhaltung schadhafter Waggons sowie als Sicherungslänge für die Ausfahrt 

aus Gleis B Richtung Landshut. Das Gleis zweigt im Westen bei etwa Bahn-km 26,60 vom 

geplanten verlängerten Gleis A ab und führt rund weitere 185 m nach Westen, wo es kurz 

vor dem Finkenweg, der bei Bahn-km 26,347 die Bahnstrecke höhengleich quert, mit einem 

Bremsprellbock endet. 

Alle neuen Gleise werden in Schotteroberbau verlegt. 

Die neuen Gleise sowie der Anlagenbestand bis zur Anschlussweiche im Bahnhof Dingolfing 

werden elektrifiziert. Es sind Flach- und Winkelmaste aus Stahl nach dem Regelwerk der DB 

geplant. Zur Freihaltung der Oberleitung ist ein Rückschnitt der vorhandenen Vegetation 

vorgesehen. Unter den Brücken der Industriestraße – Kreisstraße DGF 16 - bei Bahn-km 

26,85 einschließlich Geh- und Radweg bei Bahn-km 26,89, der Landshuter Straße – Staats-

straße 2074 - bei Bahn-km 27,67 einschließlich Geh- und Radweg bei Bahn-km 27,71 und 

der Brumather Straße bei Bahn-km 28,13 ist eine Kettenwerksabsenkung vorgesehen. Die 

Mindestfahrdrahthöhe beträgt durchgehend 5,05 m über Schienenoberkante. Für die Einbin-

dung der Gleise der Antragstellerin in die bestehende Oberleitung der DB-Gleise muss auch 

deren Oberleitung auf einer Länge von etwa 880 m umgebaut werden. 

Zusätzlich ist für die neuen Gleise eine Gleisfeldbeleuchtung durch etwa 14 m hohe Stahl-

rohrmasten geplant sowie zusätzlich im Bereich der Unterquerung der Industriestraße eine 

bodennahe Beleuchtung entlang der Schienen. 

Das Vorhaben beinhaltet darüber hinaus den Bau von zwei maximal 1 m hohen Win-



kelstützwänden zur Abfangung des Gleiskörpers von etwa Bahn-km 26,54 bis 26,70 und von 

etwa Bahn-km 26,90 bis 26,94 sowie einer Winkelstützwand bei der Brücke der Industrie-

straße, um die Breite zur Durchführung der zwei  Gleise einschließlich der Elektrifizierung 

unter dem Bauwerk zu gewährleisten; außerdem von drei Rangiererwegen zwischen Stre-

ckengleis und Gleis A, zwischen Gleis A und Gleis B sowie nördlich des Gleises B. Überwe-

ge sollen aus glasfaserverstärkten Kunststoffplatten hergestellt werden. An mehreren 

Weichen sollen Weichenheizungen eingebaut werden. Auch werden die Berührungsschutze 

an der Brücke der Industriestraße bei Bahn-km 26,85 einschließlich Geh- und Radweg bei 

Bahn-km 26,89 über die Bahnlinie erweitert. Mehrere Spartenleitungen und Kabel müssen 

als Folge der Baumaßnahme umverlegt werden. 

Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen sind auf zwei Flächen im Eigentum der An-

tragstellerin im Westen und Nordwesten des Werks sowie einer externen Ökokontofläche im 

Landkreis Traunstein geplant. 

Eine umzäunte und befestigte Baustelleneinrichtungsfläche ist unmittelbar nördlich der Neu-

baugleise etwa 100 m westlich der Unterquerung der Industriestraße vorgesehen. 

Die Bauarbeiten sollen tagsüber von 7 bis 20 Uhr an Werktagen stattfinden. In Abstimmung 

mit der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin kann die Bahnstrecke während der Durchführung 

der Baumaßnahmen zeitweise gesperrt werden. Der Asphaltoberbau der Feuerwehrumfah-

rung muss bauzeitlich vorübergehend zurückgebaut und im Anschluss wiederhergestellt 

werden. 

 

Bei dem geplanten Vorhaben handelt es sich um die Erweiterung eines Gleisanschlusses mit 

einer gesamten Gleislänge von unter 2.000 m. Für das Vorhaben war somit eine standortbe-

zogene Vorprüfung nach § 7 Abs. 2 Satz 1 UVPG i. V. m. Nr. 14.8.1 der Anlage 1 zu § 7 

UVPG durchzuführen.  

Gemäß § 7 Abs. 2 Sätze 2 und 3 UVPG prüft die zuständige Behörde in der ersten Stufe der 

standortbezogenen Vorprüfung, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche Gegebenheiten 

gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 zu § 7 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. 

Dies ist, wie die Antragstellerin in den Antragsunterlagen nachvollziehbar dargestellt hat und 

wie auch durch die Fachstellenanhörung im Verfahren bestätigt wurde, nicht der Fall.  

Aus den von der Antragstellerin vorgelegten Unterlagen und den Stellungnahmen der Träger 

öffentlicher Belange ergab sich nach Prüfung, dass durch das Vorhaben keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, so dass die Vorprüfung ergibt, dass für 

das vorstehende Projekt eine Umweltverträglichkeitsprüfung entfällt.  

  

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt gegeben. 

 

München, 25. Juni 2025  

Regierung von Oberbayern  

 

 

Possart  

Regierungsdirektor 


